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DRINGLICHE ANFRAGE von Hans-Peter Portmann (FDP, Kilchberg), Bruno Walliser 

(SVP, Volketswil) und Gaston Guex (FDP, Zumikon)  
 
betreffend Auswirkungen einer allfälligen Praxisänderung beim Berech-

nungsfaktor gemäss § 8 des Finanzausgleichsgesetzes  
__________________________________________________________________________ 
 
 
Es herrscht bei den Gemeinden und im Kantonsrat eine grosse Unsicherheit betreffend die 
Zahlungen in und aus dem Finanzausgleichsfonds. Im Hinblick auf die Finanzplanung 2006 
und folgende ist der heutige Zustand ein hemmender Faktor, um eine längerfristigere Finanz- 
und Wirtschaftsstrategie vornehmen zu können. 
 
Das heutige System des kantonalen Finanzausgleichs schadet den finanzstarken als auch 
den finanzschwachen Gemeinden sowie dem Kanton Zürich. Festgestellte Mängel müssen 
sofort behoben werden. Seit bald über 10 Jahren plant man an einer grundlegenden Reform 
des Finanzausgleichsgesetzes. Wir sind der Meinung, dass das wirtschaftliche Umfeld des 
Kantons Zürich es nicht mehr zulässt, diese Reform noch länger zu verzögern. Wir fordern 
vom Regierungsrat umgehend die Ausarbeitung einer entsprechenden Vorlage.  
 
Insbesondere muss der § 8 des Finanzausgleichsgesetzes betreffend Steuerfussunterschie-
de neu interpretiert werden. Dieser soll nicht vom Maximum ausgehend, sondern „von unten 
her“ interpretiert werden. Ziel muss es sein, die höchsten Steuerfüsse zu senken. Dort wo 
Steuerfusssenkungen nicht verkraftbar sind, sollen geregelte Investitionsbeiträge bei grösse-
ren Vorhaben gesprochen werden oder Entschuldungsbeiträge bei ausgewiesenen Eff i-
zienzsteigerungen ausgerichtet werden. Die momentane Auslegung der Bestimmung, wel-
che die finanzstarken Gemeinden zwingt ihre Steuerfüsse anzuheben, schadet nicht nur den 
finanzstarken Gemeinden, sondern allen Gemeinden und dem Kanton Zürich. Die heute vom 
Regierungsrat vorgenommenen Aufrechnungen wirken steuerfusstreibend, weshalb darauf 
zu verzichten ist. Die Standortattraktivität des Kantons Zürich wird dadurch geschwächt und 
veranlasst reiche Steuerzahlende in die wesentlich steuergünstigeren Kantone Schwyz, Zug 
oder ins Ausland abzuwandern. 
 
 
Wir bitten den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen:  
 
1. Welche finanziellen Auswirkungen entstehen für Kanton und Gemeinden, wenn bei der 

Berechnung des Maximalwertes der Berechnungsfaktor für die Festlegung des Steuer-
grenzwertes „von unten her“ ermittelt wird? 
 

2. Wäre der Regierungsrat bereit, den Steuergrenzwert bis zur Inkraftsetzung eines revi-
dierten Finanzausgleichsgesetzes auf dem Stand 2005 zu belassen, und welche finan-
ziellen Auswirkungen hätte dies auf die Staatsrechnung sowie für die Geber- und Neh-
mergemeinden?
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